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Sehr geehrte Damen und Herren! 

MITEINANDER 
MEHR ERREICHEN 

Klappe (DW) Datum 

466+467 18,03.94 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund hat den oben erwähnten Entwurf einer Novelle 
dankend erhalten und gibt dazu folgende Stellungnahme ab: 

Die geplante Neugliederung des österreichischen Schulwesens, die nunmehr auch die 
Berufsschule in ihrer Bildungshöhe der Oberstufenschule zuordnet, wird seitens des ÖGB 
unterstützt, weil damit ein langjähriges Anliegen verwirklicht wird. 

In diesem Zusammenhang wird die Notwendigkeit unterstrichen, daß der eigentliche Charakter 
der Berufsschule, nämlich der einer berufsbildenden Ptlichtschule, wie im Entwurf vorgesehen 
(§ 3 Abs. 7, Zif 2) aufrecht bleibt. 
Im Sinne der geforderten Durchlässigkeit muß die Berufsschule unter der neuen Zuordnung 
auch die Möglichkeit erhalten, Spezial- und Vorbereitungslehrgänge zu fuhren. Der § 46 des 
SchOG hat diese Bildungsangebote auch legistisch zu sichern. Als Grundlage kann eine analoge 
Formulierung, wie sie im § 7 SchOG betreffend die Schulversuche vorzufinden ist, 
herangezogen werden. 
Die Berufsschule hat durch zusätzliche Inhalte (Allgemeinbildung) fur die BerufsschülerInnen 
den allgemeinen Zugang (Berufsreife) zu hochschulmäßigen Ausbildungen, wie Fachhochschule, 
Kollegs, Akademien zu eröffnen. Es sind Schulversuche im Berufsschulbereich tlächendeckend 
in den "häufigsten" Lehrberufen einzurichten, die einerseits den Fachhochschulzugang fur alle 
Lehrlinge im jeweiligen Lehrberuf und auch andererseits auf freiwilliger Basis den 
Hochschulzugang ermöglichen. 
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Zu § 3 Abs 4' 
Aus dem Grundsatz der Bildungshöhe und der Altersgliederung folgend, ist die Unterstufe der 
AHS nicht den Oberstufenschulen zuzuordnen. 
Daher soll im Absatz 4 mit dem Wortlaut "die Unterstufe der allgemeinbildenden höheren 
Schulen" die Zif 4 eingefugt werden. 

Zu § 3 Abs S' 
Die Zuordnung des Polytechnischen Lehrganges zu den Oberstufenschulen bringt im Hinblick 
auf die Altersgliederung eine klarere Position. 
Mit dieser neuen Ordnung kann die Akzeptanz des jetzigen Polytechnischen Lehrganges nur im 
geringen Umfang angehoben werden. Ein wesentlicher Schritt um die "Umgehung" des 
Polytechnischen Lehrganges (PL) zu beheben, kann mit der Zusammenfuhrung des PL und der 
ersten Klasse berufsbildender mittlerer Schulen erreicht werden. 
Die Absolventen einer solchen geänderten 9. Schul stufe müssen die Möglichkeit haben, in die 
zweite Klasse einer berufsbildenden mittleren Schule einzusteigen oder im Rahmen der dualen 
Berufsausbildung während der Berufsschulzeit, im Sinne der vorgeschlagenen Schulversuche 
zusätzliche Qualifikationen zu erlangen, um zur Lehrabschlußprüfung die Berufsreife mit 
allgemeiner Hochschulberechtigung zu erhalten. 

Zu § 3 Abs 6' 
Die bestehenden Kollegs sind dem postsekundären Bereich zuzuordnen, um bei Vorliegen der 
entsprechenden Dauer auch die Gleichwertigkeit im Sinne der ersten Anerkennungsrichtlinie der 
Europäischen Union zu erreichen. 

Wir ersuchen die Stellungnahme bei den weiteren Überlegungen zu berücksichtigen und 
verbleiben 

mit besten Grüßen 

ni~ 
Fritz Verzetnitsch 
Präsident 

Sachbearbeiter: 

stnbmuk2/rbbstn 
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/ -z ____ 

Mag. Herbert Tumpel 
Leitender Sekretär 
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